
662 | Hessisches Ärzteblatt 12/2020

Recht

Zum Verhalten gegenüber Kollegen in der Öffentlichkeit

Berufsrechtliche Anforderungen an die Ausstellung von ärztlichen Zeugnissen

I. Sachverhalt

Mit Urteil vom September 20201 hat das Berufsgericht für Heil-

berufe bei dem Verwaltungsgericht Gießen gegen einen Facharzt 

für Nervenheilkunde mit der Berechtigung zum Führen der Ge-

bietsbezeichnung „Psychiatrie und Psychotherapie“ (Beschuldig-

ter) eine „Warnung“ ausgesprochen (vgl. § 50 Hessisches Heilbe-

rufsgesetz –HeilBG). Der Beschuldigte war im Zeitraum des zu-

grunde liegenden Geschehensablaufs leitender Arzt/Chefarzt 

der Psychiatrischen Abteilung einer Klinik. Ihm war in der An-

schuldigungsschrift vorgeworfen worden, 

1. als verantwortlicher Leiter der entsprechenden Abteilung es

zugelassen zu haben, dass bei einem Patienten die Aufnah-

mediagnose „Verdacht auf F 43.1 „Posttraumatische Belas-

tungsstörung“ ohne fachmedizinisch angezeigte bzw. falladä-

quate Diagnostik als sicher feststehende Diagnose in den Un-

terlagen geführt und in ärztlichen Zeugnissen gegenüber Be-

hörden angegeben wurde;

2. es weiter zugelassen zu haben, dass in vier ärztlichen Zeug-

nissen der Stationsarzt, ein Arzt in Weiterbildung, im Namen

der Klinik ärztliche Zeugnisse ausstellte, welche zum einen

die in Wahrheit noch ungesicherte Diagnose „F 43.1 Posttrau-

matische Belastungsstörung” aufwiesen und so den Anschein

einer sichergestellten Diagnose erweckten, und zum anderen

in drei Fällen die Angabe enthielten, dass die Ehefrau und die

Kinder des Patienten in Deutschland (X Stadt) wohnten, ob-

wohl diese nach erfolgter Abschiebung tatsächlich wieder im

Kosovo wohnten, was den Ärzten auf der Station auch be-

kannt war;

3. ferner sich nach der am xx.xx.20xx vollzogenen Abschiebung

des Patienten in den Kosovo in der Öffentlichkeit in einer Wei-

se über einen anderen Arzt äußerte, die geeignet war, das An-

sehen der Ärzteschaft zu beschädigen.

Berufsvergehen2

Hintergrund dieser Anschuldigungen sind Vorgänge im Zusam-

menhang der Abschiebung eines abgelehnten Asylbewerbers ko-

sovarischer Staatsangehörigkeit in den Kosovo. Dieser hatte sich 

zwei Tage nach endgültiger negativer Beendigung seines Asyl-

verfahrens in Begleitung seiner Rechtsanwältin als Notfall in der 

Klinik des Beschuldigten vorgestellt. Im Aufnahmeprotokoll no-

tierte der Leiter der Traumaambulanz, ein Diplom-Psychologe, 

die Diagnosen F43.1 (PTBS) und F32.2 (schwere depressive Epi-

sode) nach ICD-10 und „Hinweise auf deutliche Suizidalität bei 

fraglicher Absprachefähigkeit mit Eigengefährdung“.

Der Patient wurde auf die offene Station des Beschuldigten auf-

genommen. Dort verständigte sich der Assistenzarzt, ein Arzt in 

Weiterbildung, mit dem Patienten auf serbisch. Der Beschuldigte 

stellte nach einem zweimaligen ca. 20-minütigen Gespräch mit 

dem Patienten die Diagnose F43.1 PTBS als sicher fest.

Im weiteren Verlauf wurden mehrere „Zwischenberichte“ erstellt, 

jeweils vom Stationsarzt alleine oder einer Funktionsoberärztin 

(alleine) unterschrieben. Darin waren u. a. die Angaben über den 

Entlassungszeitpunkt des Patienten und seine Reisefähigkeit un-

terschiedlich, sie enthielten aber jeweils die Angabe, die Familie 

des Patienten wohne in der X-Stadt/Deutschland. Der beschul-

digte Chefarzt hat keines dieser Atteste/Zwischenberichte un-

terzeichnet.

An dem Tag, an welchem vom Stationsarzt der letzte der oben 

genannten „Zwischenberichte“ unterschrieben worden war, hat-

te der Patient in Begleitung einer Sozialarbeiterin der Klinik bei 

dem Sozialamt vorgesprochen. Von dort wurde er einer amts-

ärztlichen Untersuchung zur Feststellung seiner Reisefähigkeit 

zugeführt. Gemäß dem Auftrag des zuständigen Regierungsprä-

sidiums untersuchte der Amtsarzt den Patienten und stellte seine 

Reisefähigkeit fest. Nachdem sowohl das Verwaltungsgericht 

den Eilantrag zur Verhinderung der Abschiebung abgelehnt hat-

te, als auch das weiter angerufene Bundesverfassungsgericht ne-

gativ entschieden hatte, wurde der Patient am Folgetag in Be-

gleitung eines Arztes auf dem Luftweg in den Kosovo abgescho-

ben.

Knapp zwei Wochen später erschien in einer Tageszeitung ein 

Bericht über die Abschiebung mit dem Titel „Aus der Psychiatrie 

direkt in den Kosovo“. Der Beschuldigte wird dort mehrfach 

wörtlich, teilweise auch indirekt zitiert. Zwei Tage später wird er 
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im Bericht einer anderen Tageszeitung zitiert, u. a. damit, dass er 

in Bezug auf den Amtsarzt, der die Reisefähigkeit festgestellt 

hatte, äußerte: „Das verstößt gegen jede ethischen Richtlinien 

unseres Berufs.“

II. Rechtliche Bewertung des Gerichts

Der Beschuldigte wurde vom Berufsgericht verurteilt und mit ei-

ner „Warnung“ gemäß § 50 Abs. 1 Nr. 1 HeilBG sanktioniert. 

Wörtlich heißt es dazu im Obersatz: „Nach den oben getroffenen 

Feststellungen hat sich der Beschuldigte zum einen einer Berufs-

pflichtverletzung schuldig gemacht, weil er es zuließ, dass der 

Stationsarzt A. B. ohne Rücksprache und Abzeichnung durch ei-

nen Facharzt Berichte an Behörden und das Gericht erstellte, die 

unrichtige Angaben bezüglich der sozialen Anamnese des Patien-

ten C. enthielten. Außerdem hat er sich gegenüber Journalisten 

(...) in der Öffentlichkeit in einer Weise über einen Kollegen ge-

äußert, die geeignet war, das Ansehen der Ärzteschaft zu be-

schädigen.“

Keine Anordnung der Gegenzeichnung von Attesten

Das Gericht wertet die ausgestellten Atteste insoweit als unzu-

treffend, als angegeben wird, der Patient wohne mit seiner Fami-

lie in X-Stadt/Deutschland. Dieser verfahrensbedeutsame Fehler 

hätte vermieden werden können, wenn der Beschuldigte als ver-

antwortlicher Chefarzt die Gegenzeichnung solcher Berichte 

durch einen Oberarzt oder eine Oberärztin vorgeschrieben hät-

te, was aber nicht der Fall gewesen sei. 

Dieser Fehler in der sozialen Anamnese „hätte bei Durchsicht der 

Berichte durch einen Oberarzt oder eine Oberärztin vermieden 

werden können, der oder die letztlich auch die Verantwortung 

für als feststehend bezeichnete Diagnosen als Fachärztin bzw. 

Facharzt hätte übernehmen, müssen. Eine Gegenzeichnung hät-

te daher nach Auffassung des Gerichts erfolgen und in der Klinik 

vorgeschrieben werden müssen. Diese Verantwortung oblag dem 

Beschuldigten“. Weiter heißt es in dem Urteil: „Damit liegt eine 

Berufspflichtverletzung wegen der Verantwortung für die nicht 

sorgfältige Ausstellung ärztlicher Zeugnisse vor (§ 25 Abs. 1 S. 1 

Berufsordnung für die Ärztinnen und Ärzte in Hessen, BO).“ 

Unangemessener Angriff gegen einen Arztkollegen

Hinsichtlich des Anschuldigungspunktes „abwertende Äußerun-

gen in der Öffentlichkeit gegenüber einem Arztkollegen“ bestä-

tigt das Gericht den Vorwurf berufswidrigen Verhaltens. Es sieht 

in den Äußerungen in der Öffentlichkeit einen „unangemesse-

nen Angriff gegen einen Arztkollegen, der diesen mit schwer-

wiegenden und ungerechtfertigten Vorwürfen überzieht“. Der 

Amtsarzt habe im Einklang mit seinen Berufspflichten gehan-

delt, wie das Berufsgericht durch Urteil vom 10. April 2019 be-

reits festgestellt habe. Der Amtsarzt sei nämlich nicht mit der 

Erstellung eines psychiatrischen Gutachtens, sondern allein mit 

Feststellungen zur Reisefähigkeit des Patienten beauftragt ge-

wesen. Der pauschale Vorwurf unethischen Verhaltens und die 

Diffamierung des Amtsarztes beschädige das Ansehen der Ärz-

teschaft in der Öffentlichkeit und sei auch vorsätzlich erfolgt, so 

das Gericht.

Korrekte Diagnosestellung eines behandelnden Arztes

In der Zulassung der Aufnahme einer ungesicherten Diagnose in 

den ärztlichen Attesten/Zwischenberichten als sicher festste-

hende Diagnosen sieht das Gericht dagegen „keine berufsrecht-

lich relevante Verfehlung“. Es liege schon keine fehlerhafte Diag-

nose vor. 

Hier differenziert das Gericht zwischen den Berufspflichten von 

Ärzten, die als gerichtlich bestellte Gutachter tätig werden und 

derjenigen Ärzte, die als behandelnde Ärzte tätig werden.

Im vorliegenden Falle der Diagnosestellung des behandelnden 

Arztes seien die Vorgaben im „Istanbuler Protokoll“ vom August 

2012, wonach grundlegende Voraussetzung für eine Begutach-

tung psychischer Traumafolgen und Differenzialdiagnostik der 

Nachweis von mindestens fünf Jahren klinischer Tätigkeit im Be-

reich Psychiatrie, Psychotherapie, Psychosomatik in einer Praxis-

beratungsstelle oder Klinik sei, was vorliegend auf den behan-

delnden Assistenzarzt nicht zutraf, nicht relevant. Die Klinikärzte 

seien nämlich hier nicht als gerichtlich bestellte Gutachter tätig 

geworden, sondern als behandelnde Ärzte.

Erwägungen des Gerichts

Dem Gericht erschien das Vorbringen des Beschuldigten nach-

vollziehbar, dass zunächst, um die traumatherapeutische Be-

handlung zu ermöglichen, daran gearbeitet worden sei, für den 

Patienten ein Setting zu schaffen, in dem die Traumatherapie 

hätte begonnen werden können. Dass die behandelnden Ärzte 

sich nicht mit dessen Vortrag in diversen Asylverfahren zu seiner 

Lebensgeschichte befasst hätten, erscheine nachvollziehbar und 

sei nicht vorwerfbar. Vorrangig sei die Abmilderung der festge-

stellten schweren depressiven Phase gewesen, um die Behand-

lungsfähigkeit des Patienten herzustellen. Wörtlich führt das Ge-

richt dazu aus: „Anders als gerichtlich oder behördlich bestellte 

Gutachter, ist der behandelnde Arzt in erster Linie dem Wohl und 

der Behandlung des Patienten verpflichtet und nicht dazu aufge-

rufen, diesen in der Situation glaubhafter Symptome einer 

schweren depressiven Episode der Lüge oder gar einer Simulati-

on der PTBS zu überführen oder ihm durch Konfrontation mit an-

geblichen Widersprüchen das Gefühl des Vertrauens zu nehmen. 

Dies mag dazu führen, dass in gerichtlichen Verfahren – wie auch 

hier – die ärztlichen Schlussfolgerungen von den Gerichten nicht 

mitgetragen werden, weil diese weitergehende Kenntnisse von 

der Fluchtgeschichte und sich widersprechenden Angaben des 

Asylbewerbers haben.“

Dies ändere aber, so das Gericht, nichts daran, dass das Bestre-

ben eines behandelnden Arztes, für seinen Patienten ein sicheres 

Setting zu schaffen, um die eigentliche Behandlung aufnehmen 

zu können, berufsrechtlich nicht zu beanstanden sei. Ein vorsätz-

lich gegen bessere Erkenntnis erfolgtes Handeln der beteiligten 

Ärzte im vorliegenden Fall habe sich für das Gericht nicht 

 ergeben.

Christiane Loizides

Vizepräsidentin des VG a. D., 

Berufsgerichtsabteilung der LÄKH
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